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Seit den Planungen für das Bürgerhaus wurde der Gemeinderat immer wieder mit anderen  
- meist höheren - Baukosten konfrontiert. Um die Kosten zu reduzieren, wurde deshalb die 
Gebäudeplanung nochmals überarbeitet, so dass die reinen Baukosten hierfür im 
Haushaltsplan 2022 mit 6,13 Mio. € angesetzt wurden. Gleichzeitig machte der Architekt 
noch darauf aufmerksam, dass bis zur Fertigstellung mit einer jährlichen Preissteigerung 
von mindestens 3 – 5 % gerechnet werden muss. Weil wir davon ausgehen, dass dieses 
Projekt eine Mehrheit findet, hoffen wir, dass die im Förderbescheid angegebenen 
Gesamtkosten für Bau und Einrichtung in Höhe von knapp 7,8 Mio. € ausreichen werden. 
 
Erfreulich ist, dass mit einer KfW-Förderung in Höhe von 420.000,-- € gerechnet werden 
kann bzw. von der Regierung eine weitere Förderung von 2.682.000,-- € zugesagt wurde. 
Diese hohe Förderung kam allerdings nur zustande, weil die Planungen nun auch im 
Kellergeschoss Mehrfachnutzungen vorsehen. Natürlich ist es legitim, wenn derlei 
Anforderungen erfüllt werden, um in den Genuss von höheren Förderungen zu kommen. 
Aber wenn dadurch Veranstaltungen und Kurse aus anderen Gebäuden, wie z. B. dem 
Pfarrheim abgezogen werden, nennen wir das einen Taschenspielertrick. So ein Vorgehen 
macht das Projekt nämlich nicht günstiger, sondern es wird lediglich die Finanzierung 
anders verteilt bzw. werden bereits vorhandene Gebäude in der Folge weniger genutzt, die 
aber trotzdem unterhalten werden müssen. 
 
Abzüglich dieser Förderungen kommen auf unsere Gemeinde nach momentanem Stand 
trotzdem Baukosten in Höhe von knapp 4,7 Mio. € zu, die allerdings nicht vorhanden sind. 
Wir möchten deshalb bei dieser Gelegenheit nochmal explizit darauf aufmerksam machen, 
dass der Bau des Bürgerhauses unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit geplant wurde. 
Jetzt stellt sich natürlich die Frage, was der Einzelne unter Finanzierbarkeit versteht. 
Während manche hierbei keine Hemmungen haben, Millionenkredite in Anspruch zu 
nehmen, deren Tilgung nach momentaner Kassenlage Jahrzehnte andauern kann, setzen 
andere hierfür zumindest ein höheres Guthaben voraus. 
 
Bisher wurde von manchen Befürwortern auch argumentiert, bei der Niedrigzinsphase 
wären Darlehen kein Problem, weil die Preissteigerungen die anfallenden Zinsen 
übertreffen. Somit wäre es günstiger, Zinsen zu bezahlen als den Bau weiter nach hinten 
zu verschieben. Dieses Argument trifft jetzt allerdings nicht mehr zu, nachdem die 
Bundesbank erst vergangene Woche die Leitzinsen weiter angehoben hat. Die Gemeinde 
wird also künftig nicht nur durch den Bau und den noch nicht bezifferten Unterhalt des 
Projekts finanziell hoch belastet, sondern auch durch hohe Darlehenszinsen. 
 
Nach den jüngsten Informationen durch unseren Kämmerer halten wir die Finanzlage 
unserer Kommune momentan für sehr bedenklich. Natürlich ist es möglich, dass sich die 
Einnahmen unserer Kommune wieder zum Positiven verändern. Aber das kann keiner von 
uns voraussehen. Entscheiden müssen wir aber jetzt – und jetzt kann sich unsere   
Gemeinde dieses Projekt nach unseren Erkenntnissen nicht leisten. 
 
Also können wir diesem Projekt nicht zustimmen, weil wir bei unserem Amtseid 
geschworen haben, unsere Pflichten gewissenhaft zu erfüllen. Denn laut  Art. 61 hat „die 
Gemeinde ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige Erfüllung 
ihrer Aufgaben gesichert ist.“ Weiter heißt es da: „Die dauernde Leistungsfähigkeit der 
Gemeinde ist sicherzustellen, eine Überschuldung ist zu vermeiden.“ 


